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Antrag 

der Abgeordneten Manfred Such, Christian Sterzing , Volker Beck (Köln) und der 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 


Maastricht II: Wege zu einer politischen Union mit bürgerrechtlichem Fundament 
und demokratischen Strukturen in der Justiz- und Innenpolitik 


Der Bundestag wolle beschließen: 


I. Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

Die Verhandlungen auf der Regierungskonferenz zur Revision des 
Maastrichter Vertrages sind in ihre entscheidende Phase getreten. 
Mit dem Vorschlag, die EU als „Raum der Freiheit, der Sicherheit 
und des Rechts" zu definieren, hat insbesondere die Bundesre- 
gierung auf der Regierungskonferenz die Initiative ergriffen. Die 
irische und daran anknüpfend die niederländische Präsidentschaft 
haben einen umfassenden Vertragsentwurf vorgelegt. Vorbild der 
Bestimmungen zur Justiz- und Innenpolitik ist das Schengener Ab- 
kommen, dessen Bestimmungen in den Vertrag übernommen wer- 
den sollen. 

Es besteht weitgehend Konsens, einige Politikbereiche (Freizü- 
gigkeit, Asyl, Einwanderung, Kontrollen an den Außengrenzen) 
dabei in die 1. Säule (EG-Vertrag) zu integrieren. Dabei wird ein 
abgestufter Zeitplan vorgeschlagen, durch den zu gemeinschaft- 
lichen Verfahren übergegangen werden soll. Gleichzeitig wird die 
Zusammenarbeit in den Bereichen Justiz und Inneres („3. Säule") 
erweitert, insbesondere hinsichtlich der Verbrechensbekämpfung 
und der justitiellen Zusammenarbeit in Zivil- und Strafsachen. Dar- 
über hinaus wird die Möglichkeit einer „verstärkten Zusammen- 
arbeit" („Flexibilisierung", „Kerneuropa") zwischen einem Teil 
der Mitgliedstaaten im Rahmen der EU vertraglich verankert. So 
steht zur Diskussion, das Schengener Abkommen in den Ver- 
tragsrahmen zu überführen. 

In der Debatte um die Ratifizierung von „Maastricht I" wurde von 
allen Seiten die Notwendigkeit hervorgehoben, den demokrati- 
schen Charakter der EU zu stärken, insbesondere, was die Rech- 
te des EP und die Sicherung der Grundrechte und rechtsstaatli- 
cher Standards angeht. Das Urteil des Bundesverfassungsgerichts 
hat auf die Notwendigkeit demokratischer Entscheidungsstruktu- 
ren als Voraussetzung für die Übertragung von Hoheitsrechten 
ausdrücklich hingewiesen. 
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Bei den Verhandlungen über eine Revision des Maastrichter Ver- 
trages zeichnet sich eine Reihe von Entwicklungen ab, die ge- 
messen an diesen Maßstäben als sehr bedenklich zu bewerten sind. 

1. Angesichts der zunehmenden Integration wächst die Notwen- 
digkeit innen- und rechtspolitischer Zusammenarbeit in Straf - 
und Zivilsachen. Dies erfordert eine schrittweise Angleichung 
des nationalen Rechts (z.B. Familien- und Erbrecht, Arbeits-* 
recht, Strafverfahrensrecht) unter Wahrung eines möglichst ho- 
hen Schutzniveaus der Bürgerrechte. Diese Voraussetzung 
bleibt jedoch in den vorliegenden Entwürfen zur Vertragsrevi- 
sion unberücksichtigt, die neben weiterer Abschottung der EU- 
Außengrenzen primär auf eine verstärkte Zusammenarbeit bei 
der Strafverfolgung zielen. Letzteres Anliegen ist zwar wich- 
tig, eine vorgelagerte gemeinsame Politik zur Ursachen- 
bekämpfung und Prävention von Kriminalität sowie zur Ge- 
fahrenvorsorge fehlt aber völlig. Der materielle Gehalt der 
bisherigen Revisionsentwürfe konterkariert die dortige Be- 
zeichnung der künftigen Union als einen „ Raum der Freiheit 
und des Rechts": ein solcher Raum ist jedenfalls im bürger- 
rechtlichen Sinne nicht in Sicht. 

2. Der Vorschlag, die Freizügigkeit von begleitenden Maßnah- 
men der polizeilichen und justitiellen Zusammenarbeit ab- 
hängig zu machen, widerspricht dem im Vertrag als einem der 
vier Binnenmarkt-Grundfreiheiten ohne Bedingungen ge- 
währten Grundrecht auf Freizügigkeit im Sinne unkontrollier- 
ten Überschreitens der Binnengrenzen, das bislang entgegen 
Artikel 7 a EGV vertragswidrig nicht realisiert wurde. Es wird 
von den Regelungen der „inneren Sicherheit" und ihrer Um- 
setzung abhängig gemacht, wie sie bereits im Schengener Ab- 
kommen vorgesehen sind. 

3. Die Zusammenarbeit im Bereich Justiz und Inneres wird über 
die Zielsetzung „innere Sicherheit" begründet, ohne daß die- 
se ausdrücklich an demokratische Mindeststandards, wie z. B. 
im Datenschutz und Strafverfahrensrecht, gebunden wird. Da- 
mit fällt der integrationspolitische Ansatz weit hinter die Prin- 
zipien der EG-Umwelt- und Sozialpolitik zurück. Eine engere 
Zusammenarbeit im Bereich Justiz und Inneres muß j edoch von 
rechtsstaatlichen Verfahren begleitet sein. 

4. Die Aufnahme einer Grund- und Menschenrechtscharta ist 
bislang nicht vorgesehen, der Beitritt zur EMRK umstritten; 
ebenso die Verankerung von sozialen Grundrechten durch eine 
ausdrückliche Bezugnahme auf die Charta der sozialen Grund- 
rechte der Arbeitnehmer im EU-Vertrag. Die Formulierung von 
Grundrechten, die unmittelbar in den Mitgliedstaaten gelten 
und aus denen sich soziale und Ansprüche auf Teilhabe ablei- 
ten lassen, wird vor allem von der Bundesregierung abgelehnt. 

5. Im Maastrichter Vertrag wurde die Unionsbürgerschaft an die 
Staatsangehörigkeit der EU-Mitgliedstaaten gebunden. Auf 
Betreiben Großbritanniens soll nun die rein ergänzende Funk- 
tion der Unionsbürgerschaft im Vertrag noch einmal bekräftigt 
werden. Dies widerspricht der Notwendigkeit, die Diskrimi- 
nierung von Drittstaatsangehörigen zu überwinden und die 
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Unionsbürgerschaft zu einem europäischen Bürgerrecht fort- 
zuentwickeln, das für alle sich rechtmäßig in der EU aufhal- 
tenden Menschen gilt. 

6. Es ist nicht erkennbar, daß das Demokratiedefizit behoben 
werden soll. Bislang folgen die Vorschläge lediglich dem Maß- 
stab der Effektivität (Ausweitung der Kompetenzen der EU, 
Einführung von Mehrheitsentscheidungen), nicht aber der 
Notwendigkeit demokratischer Legitimation. Die Schere zwi- 
schen Kompetenzübertragung an die EU und den Möglichkei- 
ten demokratischer Kontrolle und Einflußnahme durch das EP, 
die im Maastrichter Vertrag mit der Einbeziehung der Innen- 
und Justizpolitik in die EU entstand, öffnet sich vielmehr wei- 
ter. Dies wiegt um so schwerer, als die Erfahrungen mit der in- 
tergouvernementalen Zusammenarbeit in der 3. Säule negativ 
sind, weil dem Verlust demokratischer Kontrolle auf nationa- 
ler Ebene kein Zugewinn des EP entspricht. 

Mit dem „Rahmenbeschluß 1 ' wird in der 3. Säule ein neues 
Rechtsinstrument eingeführt, das analog zur Richtlinie die 
Ziele verbindlich formuliert und den Mitgliedstaaten die Um- 
setzung überläßt. Da von einer Reihe von Mitgliedstaaten hier, 
zumindest bei den „ operativen Maßnahmen zur Durch- 
führung", eine Mehrheitsentscheidung angestrebt wird, be- 
deutet dies einen weiteren Einflußverlust der nationalen Par- 
lamente, denen bei der Ratifizierung von Konventionen im 
Rahmen der EU zumindest die Möglichkeit der Ablehnung of- 
fenstand. 

Selbst im Bereich der „Begleitmaßnahmen" zur Freizügigkeit, 
die in die 1 . Säule überführt werden sollen und in denen in ei- 
nem Stufenplan die Einführung von Mehrheitsentscheidungen 
vorgesehen ist, wird nicht zu den gemeinschaftsrechtlichen 
Verfahren der Mitentscheidung übergegangen; es bleibt bei 
einem bloßen Anhörungsrecht des EP. Das Versprechen, daß 
mit einer „Vergemeinschaftung" dieser Politikbereiche auch 
eine Behebung des Demokratiedefizits einhergeht, wird nicht 
erfüllt. 

Darüber hinaus werden dem EP hinsichtlich des Haushalts der 
3. Säule Kompetenzen genommen, da diese nach dem vorlie- 
genden Entwurf als „obligatorische Ausgaben" qualifiziert 
werden, bei denen der Rat das letzte Wort hat. 

7. Dem im Maastrichter Vertrag verankerten Subsidiaritäts- 
prinzip zufolge sollen nur solche Bereiche supranational gere- 
gelt werden, bei denen nationale Handlungsmöglichkeiten - 
und damit eine normale zwischenstaatliche Kooperation - nicht 
ausreichen und die sachliche Notwendigkeit einer gemeinsa- 
men Regelung im Rahmen der EU unabweisbar ist. Eine aus- 
drückliche Erwähnung des Subsidiaritätsprinzips in der 3 . Säu- 
le, insbesondere im Hinblick auf die Polizeikooperation, würde 
dies unterstreichen. 


8. Wegen der bestehenden Beschränkung der Zuständigkeit des 
Europäischen Gerichtshofs im Bereich der 3. Säule besteht 
keine oberste Rechtsschutzinstanz auf EU-Ebene. Auch wenn 
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ausdrücklich zu begrüßen ist, daß die Bundesregierung einen 
vollständigen Rechtsschutz durch den EuGH will, so sind die 
Chancen für seine Realisierung gering. Die sich daraus erge- 
benden Gefahren für eine einheitliche rechtliche Auslegung 
der Maßnahmen in der Justiz- und Innenpolitik werden in den 
vorliegenden Entwürfen nicht überwunden. Die notwendige 
Ausweitung der rechtlichen Kontrolle durch den EuGH ist bis- 
lang nur teilweise vorgesehen. 

9. Der Bereich der Justiz- und Innenpolitik soll - wie die gesam- 
te Integration - für eine verstärkte Zusammenarbeit eines Teils 
der Mitgliedstaaten im Rahmen des EU- Vertrages (Flexibili- 
sierung) geöffnet werden. Vorbild ist hier das Schengener Ab- 
kommen zwischen einem Teil der Mitgliedstaaten, das in den 
Vertragsrahmen überführt werden soll. Strittig ist dabei, ob 
über die Auslösung einer solchen verstärkten Zusammenarbeit 
einstimmig oder mit Mehrheit entschieden werden muß. Die- 
se „verstärkte Zusammenarbeit" eines Teils der Mitgliedstaa- 
ten präjudiziert die weitere Entwicklung, so daß sich die rest- 
lichen Mitgliedstaaten nur noch anschließen können. Das EP 
hat nach den bisherigen Vorschlägen keinen Einfluß auf die 
Beschlußfassung über die Einleitung einer verstärkten Zu- 
sammenarbeit. Die Frage der Zuständigkeit des EuGH im Be- 
reich der „verstärkten Zusammenarbeit" ist bislang nicht ge- 
klärt. Einem solchen „Kerneuropa "-Konzept fehlt daher die 
demokratische Legitimation. 

10. Die mangelnde Transparenz der EU ist eines ihrer großen de- 
mokratischen Defizite. Das Akteneinsichtsrecht von EU-Bür- 
gerinnen und -Bürgern in Dokumente und Verhandlungspro- 
tokolle von Rat und Kommission soll lediglich symbolisch in 
den EU- Vertrag auf genommen werden. Vorgesehen ist, ein ab- 
geleitetes Einsichtsrecht in Dokumente zu schaffen, nicht aber 
ein Bürgerrecht auf Information. Dies belegt der vorgesehene 
Ort im Vertrag und die praktische Ausgestaltung. Es bleibt wei- 
terhin den Institutionen selbst überlassen, die Reichweite des 
Zugangs zu ihren Informationen zu bestimmen. Es ist zu be- 
fürchten, daß das Beratungsgeheimnis dieser Gremien die Re- 
gel und Zugangsrechte der Bürgerinnen und Bürger die Aus- 
nahme bleiben werden. Die Auskunftsrechte über legislative 
Tätigkeiten des Rates sollen künftig erweitert werden. Diese 
machen jedoch nur einen Bruchteil von dessen gesamter Tätig- 
keit aus, so daß zu befürchten ist, daß über die weit umfang- 
reichere Beschäftigung des Rates mit quasi-legislativen Aus- 
führungsregelungen die Öffentlichkeit nicht gewährleistet ist. 

11. Es ist grundsätzlich zu begrüßen, daß ein Diskriminierungs- 
verbot in den Vertrag aufgenommen werden soll. Dies muß 
jedoch ausgeweitet und präzisiert werden, da der bisherige 
Vorschlag wesentliche Kriterien nicht enthält. Das gilt insbe- 
sondere für das Merkmal „Behinderung" sowie für das Krite- 
rium „sexuelle Ausrichtung" (bzw. sexuelle Identität), das 
Schwule, Lesben oder Transsexuelle vor Diskriminierung 
schützen soll. Außerdem fehlt bisher ein verbindlicher Hand- 
lungsauftrag zum Abbau von Diskriminierungen, so daß die 
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Antidiskriminierungsklausel eine symbolische Vorschrift zu 
werden droht. Die Bekämpfung von Rassismus und Fremden- 
feindlichkeit ist bislang nur als Teil der intergouvernementa- 
len Zusammenarbeit in der 3. Säule vorgesehen. 

12. Die Stärkung der Politik der Gleichstellung von Frauen und 
Männern, die im Vertragsentwurf vorgesehen ist, bleibt auf der 
Ebene unverbindlicher Absichtserklärungen. Zwar wird die 
Möglichkeit „positiver Aktionen" auf nationaler Ebene einge- 
räumt; wie beim Diskriminierungsverbot allgemein fehlt aber 
hier die verbindliche Fixierung eines einklagbaren grund- 
rechtlichen Anspruchs, eines Handlungsauftrags an die EU und 
einer Festlegung der Gleichstellungspolitik als Querschnitts- 
aufgabe. 

13. Die vorgeschlagene Gemeinschaftspolitik im Bereich der Ein- 
wanderung ist grundsätzlich ein Fortschritt. Sie konzentriert 
sich jedoch auf Angleichungsmaßnahmen bei den Einreise- 
und Aufenthaltsvoraussetzungen im Rahmen der Freizügigkeit 
von Drittstaatsangehörigen und die Bekämpfung illegaler Ein- 
wanderung und illegalen Aufenthalts. Es ist zu befürchten, daß 
die Mitgliedstaaten an ihrer Politik festhalten, die Einwande- 
rung grundsätzlich verhindern will. Bislang liegt eine Kompe- 
tenz für eine aktive Politik der Gleichstellung und der Inte- 
gration von Ein Wanderinnen und Einwanderern außerhalb der 
Diskussion. Die Verbesserung der in der Union dauerhaft le- 
benden Drittstaatsangehörigen durch Gewährung des Zu- 
gangs zu Beschäftigung und das Niederlassungsrecht in allen 
Mitgliedstaaten bleibt so lange folgenlos, als nicht klare Um- 
setzungsfristen in den Vertrag mit auf genommen werden. 

14. Eine Bindung der gemeinsamen Asylpolitik an internationale 
Mindeststandards zum Schutz von Flüchtlingen und Asylbe- 
werbern ist weder durch die vorgeschlagenen Neuregelungen 
noch durch die bisherige Praxis gewährleistet. Eine pauscha- 
le Bindung an die Genfer Flüchtlingskonvention ist hierfür 
nicht ausreichend. Unter diesen Voraussetzungen ist die Wahr- 
scheinlichkeit restriktiver gemeinschaftlicher Regelungen auf 
dem kleinsten gemeinsamen Nenner, wie sie in der EU bereits 
praktiziert werden, groß. 

So bieten die bisherigen Abkommen über die Festlegung des 
Mitgliedstaates, der für die Prüfung eines Asylantrages zu- 
ständig ist, keine rechtlich verbindliche Gewähr dafür, daß je- 
dem Asylsuchenden der Zugang zu einem Asylverfahren in- 
nerhalb der Staatengemeinschaft offensteht. Die vereinbarte 
Anwendung der sog. Drittstaatenregelung ermöglicht es, Asyl- 
suchende ohne jede Prüfung ihres Asylbegehrens in Staaten 
außerhalb der EU zurückzuschieben und damit Kettenab- 
schiebungen billigend in Kauf zu nehmen. 

Die von Spanien betriebene Festschreibung des Grundsatzes, 
daß Staatsangehörige von EU-Mitgliedstaaten in einem ande- 
ren Mitgliedstaat kein Asyl beantragen dürfen, kommt einem 
geographischen Vorbehalt gegen die Genfer Flüchtlingskon- 
vention gleich und widerspricht Ziel und Zweck dieses völ- 
kerrechtlichen Vertrages. Das gegenseitige Vertrauen in die 
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Rechtsordnung und -praxis der EU-Mitgliedstaaten rechtfer- 
tigt überdies nicht die Verletzung von Schutzinteressen ein- 
zelner, die dennoch von politischer Verfolgung betroffen sein 
können. 

15. Noch bevor die Mitgliedstaaten der EU verbindlich über die 
Errichtung eines zentralen Kriminalamtes durch die Ratifizie- 
rung einer entsprechenden Konvention entschieden haben, 
soll Europol festgeschrieben werden und sogar operative 
Befugnisse erhalten. Jedoch ist bisher weder der polizeiliche 
Bedarf für eine derartige Zentralbürokratie neben den bereits 
bestehenden zwischenstaatlichen Einrichtungen und Koope- 
rationsebenen zum gleichen Zwecke schlüssig belegt worden 
noch wurden bei der Europol-Konvention die Mindestanfor- 
derungen an eine organisatorische, parlamentarische und ju- 
ristische Kontrolle dieser Behörde sowie vor allem ihrer Da- 
tenverarbeitung eingehalten. 

16. Die bisherigen Verhandlungen auf der Regierungskonferenz 
lassen keinen politischen Willen erkennen, die Strukturdefizi- 
te der EU zu überwinden. Die Verankerung rechtsstaatlicher 
Prinzipien, die substantielle Ausweitung demokratischer Par- 
tizipationsrechte an den Meinungs- und WiUensbildungs- 
prozessen sowie die Aufnahme eines Bürger- und Men- 
schenrechtskatalogs stellen die wesentlichen Elemente eines 
verfassungsgebenden Prozesses dar. Insbesondere die Aufhe- 
bung der Säulenstruktur der EU und die Fusion der Verträge 
bieten hierzu einen Ansatzpunkt. Die Tendenz, die unerledig- 
ten Aufgaben von Maastricht II auf weitere Reformkonferen- 
zen zu verschieben, müssen als Chance genutzt werden, in- 
dem wir die Bundesregierung zur Offenlegung ihrer Positionen 
auffordern und unsere eigenen Vorstellungen einbringen. 


II. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, 

den hier beschriebenen Besorgnissen Rechnung zu tragen und die 
folgenden Forderungen auf der Regierungskonferenz aktiv zu ver- 
treten. Die Bundesregierung ist gleichzeitig aufgefordert, ihre ei- 
genen Vorstellungen für eine demokratische und rechtsstaatliche 
Weiterentwicklung der EU in einem Memorandum offenzulegen, 
das die Grundlage für weitere Regierungskonferenzen darstellen 
kann. 

1. Die Bezeichnung der EU als „Raum der Freiheit, der Sicher- 
heit und des Rechts" muß so geändert werden, daß die bereits 
bei Maastricht I als Anspruch formulierte „Politische Union“ 
als demokratischer und rechtsstaatlicher Raum, der den inter- 
nationalen Normen der Grund- und Menschenrechte ver- 
pflichtet ist, zum Ausdruck kommt. 

Eine Bekämpfung der Kriminalität im Rahmen der EU hat sich 
an der Bekämpfung der Ursachen und an der Gefahrenvorsor- 
ge zu orientieren. Die Reduzierung insbesondere der Drogen- 
politik auf die polizeiliche Verfolgung des Drogenhandels und 
der Drogensucht ist daher abzulehnen. Die Drogenpolitik ist 
als Teil der Gesundheitspolitik zu stärken. 
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2. Die Freizügigkeit in der EU muß entsprechend dem EG-Ver- 
trag ungeachtet der Vollendung eines „Sicherheitsraumes" 
endlich verwirklicht werden. Sie muß allen rechtmäßig in der 
EU lebenden Personen gewährt werden, unabhängig davon, 
ob sie Unionsbürger oder Drittstaatsangehörige sind. 

3. Die Formulierung der demokratischen und rechtsstaatlichen 
Ziele der Zusammenarbeit und die Verankerung der Notwen- 
digkeit rechtsstaatlicher und demokratischer Mindeststan- 
dards sind eine Voraussetzung für die Intensivierung der Zu- 
sammenarbeit in der Justiz- und Innenpolitik. 

4. Die EU in ihrer Gesamtheit bedarf eines umfassenden Grund- 
rechtskatalogs r dbr sowohl die Verwirklichung der Grund- 
rechte als politische Ziele der EU als auch unmittelbar gelten- 
de Rechte beinhaltet. Eine Grund- und Bürgerrechtscharta ist 
dem EU-Vertrag voranzustellen, die ausdrücklich für alle Be- 
reiche der EU anzuwenden, für alle europäischen Institutionen 
verbindlich ist und in den einzelnen Staaten unmittelbar gilt. 
Diese Charta muß wirksame Regelungen der sozialen, kultu- 
rellen, ökologischen und Rechte von Frauen sowie des Daten- 
schutzes, der Informationsfreiheit und des Schutzes der physi- 
schen und genetischen Integrität enthalten. Der Beitritt der EU 
zur Europäischen Konvention zum Schutz der Menschenrech- 
te und Grundfreiheiten ist nur ein erster - wenngleich unab- 
dingbarer - Schritt. Solange dieser Katalog noch nicht in den 
Vertrag aufgenommen ist, muß die EU der EMRK beitreten. Die 
Regierungskonferenz sollte den Auftrag für eine weitere Kon- 
ferenz erteilen, auf der unter breiter gesellschaftlicher und po- 
litischer Beteiligung in einem öffentlichen „Verfassungspro- 
zeß" ein Grundrechtskatalog entwickelt wird. 

5. Die Unionsbürgerschaft ist in ein europäisches Bürgerrecht 
fortzuentwickeln, das auch für Drittstaatsangehörige gilt und 
den gesamten Bereich der Grundrechte umfaßt. 

6. Angesichts des Demokratiedefizits ist dem EP - unter Wah- 
rung der Kontrollmöglichkeiten nationaler Parlamente - ein 
volles Mitentscheidungsrecht in allen Bereichen der EU ein- 
zuräumen, zumindest in den Fragen, die vom Rat mit Mehrheit 
entschieden werden sollen. Hinter einer Vergemeinschaftung 
der innen- und rechtspolitischen Zusammenarbeit darf die Ent- 
wicklung parlamentarischer Beteiligungsrechte v. a. hinsicht- 
lich der Bestimmungen über den „Raum der Freiheit, der Si- 
cherheit und des Rechts " nicht Zurückbleiben, auch nicht durch 
vorzeitigen Übergang zu Mehrheitsentscheidungen im Rat. 

7. Die Geltung des Subsidiaritätsprinzips ist in dem geplanten 
Protokoll für den Bereich der 3. Säule in dem Sinne hervorzu- 
heben, daß es eine besondere Begründung für die Entschei- 
dung für zwischenstaatliche anstelle von Gemeinschaftslösun- 
gen erfordert. 

8. Die Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs ist auf alle 
im Rahmen der 3. Säule angenommenen Rechtsakte und ihre 
Auslegung auszuweiten. Bürgerrechtlich besonders sensible 
Fragen im Hinblick auf die Verletzung von Rechten der Indi- 
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viduen (beispielsweise beim Datenschutz, im Rahmen der po- 
lizeilichen Zusammenarbeit etc.) müssen einer einheitlichen 
gerichtlichen Kontrolle unterworfen werden. Zur Wahrung der 
Rechtsstaatlichkeit und der Rechtseinheit dürfen die Rechte 
des EuGH nicht einem „opt-out" einzelner Mitgliedstaaten wie 
im Falle von Europol unterliegen. 

9. Formen der verstärkten, flexiblen Zusammenarbeit müssen 
der vollen Anwendung der Gemeinschaftsverfahren (Einheit- 
lichkeit des institutioneilen Rahmens, insbesondere Beteili- 
gung des EP, gemeinsame politische Zielbestimmung) und ei- 
nem einstimmigen Auslösebeschluß unterliegen, um die 
Einheitlichkeit der Integration zu wahren und den Grundkon- 
sens zwischen den Mitgliedstaaten nicht zu gefährden. 

10. Zur Gewährleistung der Transparenz der EU-Entscheidungs- 
prozesse ist ein Akteneinsichtsrecht und Informationsrecht als 
Bürgerrecht zu schaffen, das EU-Bürgerinnen und -Bürgern auf 
Antrag grundsätzlich Zugang zu allen Dokumenten und Sit- 
zungsprotokollen von Rat und Kommission sowie ihrer Aus- 
schüsse gewährt. Ausnahmen sind nur aus persönlichkeits- 
und wettbewerbsrechtlichen Gründen zuzulassen, mit einer 
Begründung zu versehen und in einem geordneten Rechtsmit- 
telverfahren gerichtlich überprüfbar zu gestalten. 

1 1 . Ein wirksames Diskriminierungsverbot, das in der EU alle For- 
men der Benachteiligung von Personen aufgrund des Ge- 
schlechts, der Herkunft, ethnischen Zugehörigkeit, sexuellen 
Identität, Glaubenszugehörigkeit oder von Behinderung un- 
tersagt, muß sich durch eine Verankerung in Artikel F EUV auf 
den gesamten Bereich der EU beziehen und eine direkte Bin- 
dungswirkung in den Mitgliedstaaten entfalten. Es erfordert 
einen klaren Handlungsauftrag einschließlich der Möglichkeit 
„positiver Aktionen 11 an die Organe der EU. 

12. Eine Politik wirksamer Gleichstellung von Frauen und Män- 
nern ist ihrem Stellenwert entsprechend außer in der Präam- 
bel, im Ziel- und Aufgabenkatalog des EU-Vertrages auch in 
einem eigenen Kapitel als Querschnittsaufgabe aller EU-Be- 
reiche sowie klagbarer Individualanspruch festzuschreiben. 
Zur Verwirklichung der Gleichstellung sind aktive Frauenför- 
dermaßnahmen der EU-Mitgliedstaaten zulässig, die eine Be- 
vorzugung von Frauen bei gleichwertiger Qualifikation im Fal- 
le der Einstellung und des beruflichen Aufstiegs umfassen 
sowie Frauenfördermaßnahmen in Form verbindlicher Ziel- 
quoten, solange Frauen in den jeweiligen Bereichen unterre- 
präsentiert sind. 

13. Gemeinschaftliche Kompetenzen in der Einwanderungspoli- 
tik müssen sich am Ziel der Gleichstellung mit Unionsbürgern, 
insbesondere bei den Partizipationsrechten wie dem kommu- 
nalen Wahlrecht, ausrichten. Dazu gehört das verbindliche Ziel 
einer Angleichung des Rechtsstatus von Drittstaatsangehöri- 
gen an denjenigen von EU-Bürgerinnen und -Bürgern nach ei- 
nem legalen Aufenthalt von fünf Jahren, insbesondere bei der 
Arbeitnehmerfreizügigkeit, der Dienstleistungs- und der Nie- 
derlassungsfreiheit. Darüber hinaus sollte ein positiver Hand- 
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lungsauftrag für eine Politik der gesellschaftlichen und politi- 
schen Integration erteilt werden. 

14. Eine Vergemeinschaftung der Asylpolitik ist nur dann sinnvoll, 
wenn sie zu mehr Transparenz und demokratischen Verfahren 
führt und internationale Mindeststandards zum Schutz von 
Flüchtlingen nicht unterläuft. Dabei gelten die folgenden Be- 
dingungen: Die Entscheidungen in der Asylpolitik müssen an 
die Mindeststandards, wie sie vom UNHCR, dem Exekutivko- 
mitee des UNHCR und dem Europarat vorgegeben wurden, als 
Minimalvorgaben gebunden sein. Die autoritative Auslegung 
der Flüchtlingsdefinition der Genfer Flüchtlingskonvention ist 
ausschließlich Aufgabe des UNHCR, nicht aber der EU. Ent- 
sprechend bedarf es materieller Regelungen im Vertrag, die 
sicherstellen, daß jeder Asylantrag umfassend und fair von 
einem konkret zu bestimmenden Mitgliedstaat inhaltlich ge- 
prüft wird. Die Verlagerung der Zuständigkeit auf Drittstaaten 
außerhalb der Union muß entweder ausgeschlossen oder so 
geregelt sein, daß vertraglich bzw. in jedem Einzelfall sicher- 
gestellt ist, daß der Drittstaat ein faires, umfassendes Asylver- 
fahren durchführt und ggf. den Schutzsuchenden dauerhaft 
aufnimmt. Die von Spanien geforderte Sonderregelung für 
politisches Asyl von EU-Staatsangehörigen ist abzulehnen. 

Die Gewährung eines vorübergehenden Schutzes für „dis- 
placed persons“ darf die Inanspruchnahme des Schutzes der 
Genfer Flüchtlingskonvention nicht ausschließen und den 
Schutz, den diese unter bestimmten Bedingungen auch Flücht- 
lingen aus Kriegen und Bürgerkriegen gewährt, nicht einen- 
gen. Es ist eine gemeinsame, solidarische Teilung der Verant- 
wortung für Flüchtlinge, nicht jedoch eine Lastenverschiebung 
anzustreben. Eine ausgewogene „Lastenteilung“ muß sicher- 
zustellen, daß nicht Personen verteilt, sondern die materiellen 
Kosten geteilt werden. 

15. Unzweifelhaft muß die polizeiliche Zusammenarbeit zwischen 
den EU-Staaten intensiviert werden, um grenzüberschreitend 
Sicherheit für die Bürgerinnen und Bürger sowie eine effekti- 
ve Strafverfolgung zu gewähren. Eine zentralistische Polizei- 
behörde mit weitreichenden Befugnissen wie Europol setzte 
aber zunächst neben der Einführung einer parlamentarischen 
Kontrolle die Beachtung rechtsstaatlicher Mindestkriterien 
voraus, d. h. vor allem einen wirksamen Rechtsschutz der be- 
troffenen Bürgerinnen und Bürger der EU. Dies leistet die 
Europol-Konvention nicht. Die Errichtung und operative Aus- 
gestaltung von Europol hat zu unterbleiben, so lange entspre- 
chend dem Subsidiaritätsprinzip der polizeiliche Bedarf für 
eine solche zentralisierte Kriminalpolizei auf EU-Ebene sowie 
der behauptete Sicherheitsgewinn nicht verbindlich belegt 
werden können. Statt zugunsten von Europol die schon beste- 
henden Ebenen multilateraler sicherheitsbehördlicher Koope- 
ration und bewährte Fahndungszentralen (wie Interpol) zu 
schwächen, sind diese kontinuierlich auszubauen und um ge- 
meinsame Vorkehrungen zur Kriminalitätsvorbeugung zu er- 
gänzen. Die Notwendigkeit einer Angleichung des nationalen 
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Straf(verfahrens)rechts sowie eines Ausbaus gegenseitiger 
Rechts- und Amtshilfe muß im EU- Vertrag ebenso wie die Wah- 
rung demokratischer Standards etwa beim Datenschutz ver- 
ankert werden. 

16. Durch weitere Reformkonferenzen muß ein „Verfassungspro- 
zeß 11 vorangetrieben werden, der der EU ein grundrechtliches 
Fundament sowie eine klare und einheitliche politische Struk- 
tur gibt. Auf der Regierungskonferenz sollte daher eine Re- 
formkonferenz unter breiter gesellschaftlicher und politischer 
Beteiligung beschlossen werden, die einen Katalog von Grund- 
und Menschenrechten formuliert, der den nationalen Parla- 
menten und dem EP zur Ratifizierung vorgelegt wird. Sie kann 
dazu genutzt werden, einen breiten gesellschaftlichen Diskurs 
über Ziele und Gestalt eines vereinten Europas auf allen Ebe- 
nen einzuleiten. 


Bonn, den 3. Juni 1997 

Manfred Such 
Christian Sterzing 
Volker Beck (Köln) 

Joseph Fischer (Frankfurt), Kerstin Müller (Köln) und Fraktion 
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